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Der BGH hat mit Beschluss vom 27.3.2023 im Rechtsstreit VI ZR 225/21, in dem es um die Löschung der Eintragung über die Er-

teilung der Restschuldbefreiung im Insolvenzverfahren in einer Datenbank der SCHUFA geht, das Verfahren vor demHintergrund

der ausstehenden Entscheidungen des EuGH in den dort anhängigen, verbundenen Verfahren C-26/22 und C-64/22 ausgesetzt

(vgl. PM BGH Nr. 059/2023 v. 28.3.2023). Der VI. Zivilsenat hat darüber zu entscheiden, ob ein Schuldner, dem vom Insolvenzge-

richt Restschuldbefreiung erteilt worden ist, von der SCHUFA die Löschung dieser Information in ihrer Datenbank grundsätzlich

oder jedenfalls dann verlangen kann, wenn die Frist für die Speicherung dieser Information im öffentlichen bundesweiten Insol-

venzportal abgelaufen ist. GA Pikamäe hatte in seinen Schlussanträgen vom 16.3.2023 eine verkürzte Speicherung der Rest-

schuldbefreiung befürwortet. Vor dem Hintergrund dieser laufenden Verfahren hat sich die SCHUFA laut PM vom 28.3.2023 nun

entschlossen, die Speicherdauer der Restschuldbefreiung von drei Jahren auf sechsMonate zu verkürzen, um Klarheit und Sicher-

heit für Verbraucher zu schaffen und nicht den langen Instanzenweg abzuwarten. Die Arbeitsgemeinschaft Insolvenzrecht &

Sanierung im DAV (vgl. PM Nr. 05/23 v. 28.3.2023) begrüßt diese Änderung der SCHUFA zur Verkürzung der Speicherdauer für

Einträge aus Privatinsolvenzverfahren. Kai Henning, Sprecherder ArbeitsgruppeVerbraucherinsolvenz undMitglied imGeschäfts-

führenden Ausschuss der ARGE Insolvenzrecht & Sanierung im DAV, betont die Bedeutung einer kürzeren Speicherzeit von Infor-

mationen über die Restschuldbefreiung: „Die Entscheidung der Schufa, ihre Speicherfristen nun durch den Druck der laufenden

Verfahren selbst zu verkürzen, ist ein wichtiges Signal für Verbraucher. Der Schutz personenbezogener Daten ist ein wichtiges

Thema und die EU-Datenschutzgrundverordnung bietet einen klaren rechtlichen Rahmen für den Umgang mit solchen Daten.

Allerdings müssen nicht nur die Schufa, sondern auch andere Unternehmen, die personenbezogene Daten verarbeiten, sicher-

stellen, dass ihre Verarbeitungsvorgänge im Einklangmit den geltendenGesetzen stehen.“

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Zur Zuständigkeit in Verbraucher-

sachen und zum Begriff „Verbraucher“

1. Art. 17 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1215/

2012 des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 12. Dezember 2012 über die gerichtli-

che Zuständigkeit und die Anerkennung und

Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und

Handelssachen ist dahin auszulegen, dass für die

Feststellung, ob eine Person, die einen unter

Buchst. c dieser Bestimmung fallenden Vertrag

geschlossen hat, als „Verbraucher“ im Sinne die-

ser Bestimmung eingestuft werden kann, die

mit dem Abschluss dieses Vertrags verfolgten

gegenwärtigen oder zukünftigen Ziele zu be-

rücksichtigen sind, und zwar unabhängig von

der Frage, ob diese Person ihre Tätigkeit in ei-

nem Arbeitsverhältnis oder selbständig ausübt.

2. Art. 17 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1215/2012

ist dahin auszulegen, dass für die Feststellung,

ob eine Person, die einen unter Buchst. c dieser

Bestimmung fallenden Vertrag geschlossen hat,

als „Verbraucher“ im Sinne dieser Bestimmung

eingestuft werden kann, der Eindruck berück-

sichtigt werden kann, den diese, sich auf die Ver-

brauchereigenschaft berufende Person durch ihr

Verhalten bei ihrem Vertragspartner erweckt

hat, das insbesondere darin bestand, dass sie

auf die Vertragsbestimmungen, in denen sie als

Unternehmerin bezeichnet wird, nicht reagiert

hat, darin, dass sie den Vertrag über einen Ver-

mittler abgeschlossen hat, der in dem Bereich,

in den der Vertrag fällt, beruflich oder gewerb-

lich tätig ist und der nach der Unterzeichnung

des Vertrags die andere Partei gefragt hat, ob es

möglich sei, auf der entsprechenden Rechnung

die Mehrwertsteuer auszuweisen, und darin,

dass sie den Gegenstand, auf den sich der Ver-

trag bezieht, kurz nach dessen Abschluss und

eventuell mit Gewinn verkauft hat.

3. Art. 17 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1215/2012

ist dahin auszulegen, dass das nationale Gericht,

wenn es sich als unmöglich erweist, im Rahmen

der Gesamtwürdigung der ihm zur Verfügung

stehenden Informationen bestimmte den Ab-

schluss eines Vertrags begleitende Umstände,

bei denen es sich insbesondere um Angaben in

diesem Vertrag oder um die Einschaltung eines

Vermittlers im Zuge des Vertragsabschlusses

handelt, rechtlich hinreichend festzustellen, den

Beweiswert dieser Informationen nach den na-

tionalen Rechtsvorschriften zu beurteilen hat,

und zwar auch im Hinblick auf die Frage, ob

Zweifel der Person zugutekommen müssen, die

sich auf die Verbrauchereigenschaft im Sinne

dieser Bestimmung beruft.

EuGH, Urteil vom 9.3.2023 – C-177/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-769-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Zur Mitteilungspflicht des Zahlungs-

dienstleisters eines Zahlers hinsichtlich der

Angaben, die Identifizierung der natürli-

chen oder juristischen Person ermöglichen

Art. 47 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2007/64/

EG des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 13. November 2007 über Zahlungsdienste

im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien

97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/

EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 97/5/EG

ist dahin auszulegen, dass der Zahlungsdienst-

leister eines Zahlers verpflichtet ist, diesem die

Angaben mitzuteilen, die die Identifizierung der

natürlichen oder juristischen Person ermögli-

chen, die durch einen Zahlungsvorgang, mit

dem das Konto dieses Zahlers belastet wurde,

begünstigt wurde, und nicht nur die Angaben,

über die dieser Dienstleister in Bezug auf diesen

Zahlungsvorgang verfügt, nachdem er sich nach

Kräften bemüht hat.

EuGH, Urteil vom 16.3.2023 – C-351/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-769-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Mitgliederstruktur – Verbandsklage-

befugnis (§ 8 Abs. 3 Nr. 2 UWG a. F.) und

Auswirkung der Stimmberechtigung von

mittelbaren und unmittelbaren Mitgliedern

Für die Klagebefugnis eines Verbands kommt es

grundsätzlich nicht darauf an, über welche mit-

gliedschaftlichen Rechte dessen – mittelbare

oder unmittelbare – Mitglieder verfügen. Wie bei

mittelbaren Mitgliedern kommt es auch bei un-

mittelbaren Mitgliedern auf deren Stimmberech-

tigung nur an, wenn Anhaltspunkte dafür be-

stehen, dass ihre Mitgliedschaft allein bezweckt,

dem Verband die Klagebefugnis zu verschaffen

(Fortführung von BGH, Urteil vom 16. November

2006 – I ZR 218/03, GRUR 2007, 610 [juris Rn. 21]

=WRP 2007, 778 – Sammelmitgliedschaft V).

BGH, Urteil vom 26.1.2023 – I ZR 111/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-769-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Verweigerung eines Schiedsrichters

i. S. d. § 1052 Abs. 2 ZPO

a) Von einer Verweigerung eines Schiedsrich-

ters, die das Schiedsgericht unter den Voraus-

setzungen des § 1052 Abs. 2 Satz 1 und 2 ZPO

zu einer Entscheidung ohne diesen Schiedsrich-

ter berechtigt, kann bei Uneinigkeit über die
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